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falls sicherstellen, dass Ausweisungen erfolgen, um den Aus­
bauzielen Rechnung zu tragen. Pläne, die keine ausreichende
Ausweisung vornähmen, wären nicht nach § 1 IV BauGB an
die Ziele der Raumordnung angepassr bzw, härten Grund­
särzen der Raumordnung gegebenenfalls nichr ausreichend
Rechnung getragen. Es wäre dann auch für den jeweiligen
Planungsraum klar bestimmt, wie viel Raum der \Vindenergie
zu geben ist.

V. Fazit

Im Fokus der Diskussion um die Energiewende sreht derzeir
einseirig die Kostenfrage und augedachte Veränderungen bei
der Vergütung. Hier ist der genaue politische Kompromiss
aber noch nicht absehbar, Bund- und Länder sowie Interes­
sensvertreter kämpfennoch um die Durchserzurig ihrerunter­
schiedlichen Inreressen. Nach dem Koalitionsvertrag soll da­
neben aber auch eineLänderöffnungsklausel in das Baugeserz­
buch eingefügtwerden, die esden Bundesländern ermöglichen
soll, länderspezifische Regeln über Mindestabstände zur
Wohnbebauung festzulegen. Hierbei geht es, betrachtet man
die bereirs gemachten Vorschläge von Sachsen und Bayern,
um eine landesrechtliche Einschränkung der bundesgeserzli­
chen Privilegierung der Windenergie im Außenbereich, ge­
regelt in § 35 I Nr. 5 BauGB. Die Bundesländer bekämen hier

"hanen" gesetzgeberischen Spielraum und könnten den Aus­
bau der Windenergie durch großzügige Abstände verlang­
samen. DieszeigtdieBekundung der bayerischen Landesregie­
rung, künftig grundsärzlich einen Mindestabstand von l OH
(H = Gesamrhöhe der Windkraftanlage) vorzusehen. Fraglich
ist, welche Auswirkungen entsprechende Länderregelungen
auf die Planung von Konzentrarionszonen nach § 35 III 3
BauGB härten. Solche Gebiersplanungen würden sich infolge
festgelegter Abstände auf weniger Flächen beziehen, auf die
sich der Druck zur Ausweisung als Windenergiestandon folg­
lich erhöhen dürfte.

Nach dem im Vorjahr eingebrachren Gesetzesvorschlag von
Bayern und Sachsen für eine Länderöffnungsklausel sollen
die Länder auch Mindesrabstände zur Wohnbebauung für
Sondergebiere festlegen können. Eine solche Regelungwürde
einen erheblichen Eingriff in die kommunale Planungshoheit
begründen. Grundsätzlicher stellt sich die Frage, ob der Ge­
setzgeber zu r Erreichung seiner Ausbauziele an Stelle der
Privilegierung auf die Festlegung genauer Ausbauziele setzen
sollte, die dann von den Trägern der Planung umgesetzt
werden müssten . Beide Vereinbarungen zur Windenergie im
Koalitionsvertrag bedeuren potenziell eher Abwind als Auf­
wind für die Verbreitung der Windenergie. •
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Mobilfunkschäden Ansichtssache?
Höchste Zeit fü r Beweise statt Vermutungen

I. Einleitung

Vor zehn Jahren verneinte der BGH grundlegend Gefahren
für die Gesundheir durch Mobilfunkwellen (2004).' Zur glei­
chen Zeir schrieb der Mobilfunkbetreiber Swisscom in einer
Parenrschrifr für das gleichartige W-LAN:" " .. . eine Schädi­
gung der Erbsubstanz wurde klar nach~ewiesen ... es gab
Hinweise auf ein erhöhtes Krebsrisiko" .. .' Sodann stufte das
Krebsforschungsinsritut der Welrgesundheitsorganisation
(WHOfIARC) hochfrequente elektromagnerische Felder (HF­
EMF), d. h. alle Arten von Mobilfunkwellen. als "potenziell
kanzerogen" ein' Und das schweizerische Mobilfunkfor­
schungsprogramm NFP 57 gelangre darüber hinaus zum
Nachweis, dass das Nervensystem (Schlaf-EEG-Befunde)
"immer" beeinflusst wird (2011)5 .Ein großes Gefahren­
potenzial tat sich auf" und offensichtliche Diskrepanzen ver­
langten nach rascher Aufklärung.

Doch Behörden und Gerichre bleiben bis heure unrätig und
verweisen beharrlich auf die geltenden Grenzwerte und das
Deutsche Mobilfunkforschungsprogramm von 2008, wo­
nach nicht einmal nHinweise auf gesundheitsrelevanre Effek­
te" besrehen sollten? Währendessen verfügten ua das obersre
italienische Gericht, das oberste belgisehe Verwaltungsgericht
und mehrere französische (Ober-)Gerichre den Abbruch von
Mobilfunksendern oder sprachen Schadenersatz zu. Es sei
"keine Studie bekannt", die ... "eine gesundheitliche Beein­
rrächrigung ... belegen würde", steigerte nun 2014 das baye-
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Der Auror Budzinskiwar Richteram ve Freiburg. Der Autor Hutter isr
Facharzt für Hygiene und Mikrobiologie, Institut für Umwehhygienc,
Zentrum für Public Health, Medizinische Universität Wien; Leiter der
Forschungseinheit "Child Public Hcalrb".
BGH, NJW 2004, 1317 = !'\lVWZ 2004, 1019; der .Regeltarbesrand ''
des § 906 1 2 BGB "indiziere die Unwesenrlichkcir der Beeinträchti ­
gung". Atbermische Effekte träten nuroberhalb der Grenzwerte auf.
Swisscom erhielt 2004 ein Patent zurVerminderung dieserKrebsgcfahr;
N,. WO 2004107583 Al.
Vollständiger Text in hnp:llwww.diagnose-funk.org/techniklwlanl
swisscom-beschreibt-krankmacbende-funkrechnik.php Diagnose­
Funk isteinegerichtlich beachtliche Informationsstelle füreinen ..inhalt­
lich aufbereiteten Vortrag" (Ve Preiburg, Uno v, 12.12.20 12 - 1 K
2696/10, ßeckRS 2013, 48852; I. Seite; hrrp:/Iopenjur.delu/614480.
hrml.
Baan ct al., Carcinogeniciry of radio frcquency electromagncric fields.
Lancet Oncol, 20ll. 12 (7): p. 624.
BAf U, "Nichtionisierende Strahlung - Umwelt und Gesundheit - Pro­
grammsynthese Nationales Forschungsprogramm NFP 57", 49: "Ex­
posirion zu HF E:V1F führte immer zu einer Leistungszunahme im Spin­
delfrcqucnzbereich (12-15 Hz) im Non-REM-Schlaf'" ... "beim Handy
ebenso wie beim "UMTS-mobilfunkamennenähnlichen Signal" ...;
hrrp:/Iwww.nfp57.ch/filesldownloadsf1\iFP57-d.pdf ( Iahezu alle Mobil­
funkkläger klagenunteranderem überpermanente Schlafsrörungen).
"Beim Blick durchs Mikroskop hat mich Angst ergriffen". so der welt­
weit renommierte Neurologeund Genforscher A/aill Privat des Instituts
INSERM beim Anblick mobilfunkbestrahlterZellen; Filmdes französi­
schen Fernsehens .Dndes Mauvn ises" 2011: hrrp://vidcos.ncxr-up.orgl
France31H0rs_Serie_Mauvaises_OndeslI6_05_2011.html: Minute 2, 50
und 60. Und der Leiter des Max-Planck-lnsnru ts, Potsdam, Antonietti,
meinte: "EinHorror", Die ZEIT- Wissen0512006, "Hciße Gespräche";
www.zcus.zeir.detext/zeir-wissenl2006/05/~10biltelefon-Strah1ung.xml.
DMF Ergebnisse; hnp://www.emf-forschungsprogramm.delabschluss­
phaseIDMF_AB.pdf S. 4'.
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fische Staarsminisrerium die gegenteilige Position.8 Das ist
dringend richtig zu stellen - auch in Gerichtsverfahren und
mir der Erhebung von Beweisen.

11. Problemstellung

Behörden und Gerichte setzen sich Über den gegenwärtigen
Stand der Forschung hinweg: Dieser spricht schon prima
facie nicht gegen, sondern für schädigende Effekte durch
Mo bilfunkstrahlung. Und diese treten unstreitig (auch) un­
terhalb der Grenzwerte auf. Insbesondere in Schadensersatz­
prozessen ist nunmehr die Erhebung von Beweisen vor Ge­
richt möglich und geboten. Anders als bei bloßen Gefahren­
prognosen in Abwehrverfahren gegen Sendeanlagen sind
heute vielfach rückblickend die eingetre tenen \X!i rku ngen
und Schäden konkret nachzuvollziehen (Messdaren, Test­
ergebnisse, Krankenberichte, Ärztliche Gutachten, Gesund­
heirsschäden, Kosten für Abschirmung oder Umzug, Wert­
minderung des Grundstücks]. Gerichtlich verwertbares und
für eine Klärung geeignetes Beweismaterial aus der neuesten
Forschung liegt ausreichend vor. Beispielhaft zeigte sich dies
an einem in dieser Zeitschrift bereits besprochenen Fall aus
Dresden.9

Doch die Rechtsprechung stützt sich noch immer und auch in
diesen Fällen auf die BCH-Entscheidung von 2004 zu einer
(zivilrechtlichen) Abwehrklage: Beweiserhebungen seien von
vorneherein "ungeeignet", weil sie nur den Stand der gegen­
wärtigen Forschung erbringen könnten, wonach unrerhalb
der Grenzwerte keine gesundheitsgefährdenden athermischen
Effekte elektromagnetischer Felder "nachgewiesen" seien.
Das habe auch "das" BVerfC gesagt (genauer: jeweils eine
Kammer 2002 und 200 7 zur Gefahrenprognose in Baugeneh­
migungsverfah ren l.l '' Gegenteiliges Vorbringen der Kläger
beruhe auf "Vermutungen" bzw. "reinen Hyporhesen" ,ll die
zB das "Indiz" einer (vermuteten) Harmlosigkeit der Funk­
strahlung unterhalb der Grenzwerte in § 906 T2 BGB (BCH)
nicht zu ersch ürtern vermöchten.

Die Verschiebung von Erkenntnissen in den Bereich von
"Vermutungen" schützt somit eine weitere Vermutung bzw.
ein Indiz. Und der "gegenwärtige Stand der Forschung" (von
2004) scheint für alle Zeiten und Fälle festgeschrieben:" Nur
noch gerichtliche Ermittlung kann diesen Kreis durchbrechen
- unabhängig davon, dass die Bundesregierung einer Beweis­
erhebung durch die Gerichte offen widersprochen har.':' Oh­
ne neuen Ansatz der Rechrsprechung droh en nun aber die
Rechte Bettoffener endgültig und sichtbar verletzt zu werden
(Art. 103 I, 19 IV GG).

111. Vom Ansche in der Schädlichkeit zum Beweis

1. Die gerichtliche Beweiserhebung in Mobilfunksachen
dient nicht der Feststellung natur wissenschaftlicher Gesetz­
mäßigkeiten wie in Forschung und Lehre; es genügt, die
Wahrscheinlichkeit einer Gefahr oder Schädigung zu bele­
gen. Eine schädliche Umwelteinwirkung iSv § 3 I BJmSchG
liegt schon dann vor, wenn die Immission rriit hinreichender
Wahrscheinlichkeit zu einem Schaden fuhrt bzw. geführt
hat .!" Zu dieser Klärung sind Gerichte in der Lage und
verpfl ichtet) erst recht bei einer rückblickenden Betrachtung,
wenn Schäden tatsächlich eingetreten sind,b Und die Be­
weiserhebung kann nicht auf Grund von Vermutungen un­
terbleiben, mag es sich auch um ein gesetzliches l1 Indiz.'l
(BCH) wie in § 906 1 2 BGB handeln, zumal sie ZL1 dessen
endgültiger Widerlegung führen könnte. "Der Richter darf
auch in Zivilverfahren von der Erhebung zulässiger und
rechtzeitig angetragener Beweise nur dann absehen, wenn

das Beweismittel völlig ungeeignet ,. , ist, wobei bei der
Zur ückweisung ... als ungeeignet firößte Zurückhaltung ge­
boten ist" , stellte das BVerfG fest. 6

2. Offizielle Auswertungen einer Vielzahl neuer Studien im
Ausland - teilweise verbunden mit \Varnungen der Strahlen­
schutz- und Gesundheit sbeh örd en - widerlegen inzwischen
das vom BGH 2004 angenommene "Indiz" für eine Harm­
losigkeit der Funkstrahlung (§ 906 I 2 BGB). Im schweizeri­
schen Mob ilfunkforschungsprogramm ebenso wie schon seit
Jahren in "fast allen" Studien wurden Veränderungen von
Gehirnströmen (EEG)17 registriert. 1S Auch Zellschäden.
ähnlich wie sie Radioaktivität bewirkt, konnten beobachtet
werden (NFP 57).19 "Unwiderlegbare" Effekte mit Gesund­
heitsrelevanz stellte weiter die französische Strahlenschutz­
behörde 2009 fest.' o Eine Resolution der russischen Strah­
lenschurzbehörde (201I ) warnt eindrinplich, dass eine Ge­
fahr für Schäden bei Kindern besteht? Und neu in einem
ausführlichen und durchaus "mobilfunkfreundlichen" Re­
pon22 von 2013 warnt nun die kanadische Gesundheits­
behörde von British Columbia vor Spermaschaden sowie der
Gefahr von Alzheimer und Parkin san infolge "fairly consis­
tenr" beobachteten oxidarivcn Stresses. Mit diesem ist zu­
gleich ein plausibler und schon bislang vielfach angenom-

8 www.stmi.bayem.delassers/stmiJsus/d igit a Ifun k/verglcich_funkrech -
niken.pdf S. 2 : "nach ane rkannte n wissensc haftlichen Kriterien .
bei Einhaltung der Sch urzwerte '' .

9 "Muster" -Fall einer sechs köpfi gen lngenieursfaruilie, die ihr Haus ver-
lassen und leersrchcn lassen musste, O LC Dresden, l\.TVwZ 20 13, 1028.

10 BVer(G, NJW 2002, 1638 = NV wZ 2002 , 110.1 Ls., und BVerfC,
NVwZ 2007, 80 5,

1 t Siehe die deutl iche Kritik von Bl/clmerlSclnuab, Z UR 2013 , 212, lind
Budi insk i, NVwZ 20 12, 54 7.

12 " Blockadehalrung" , so Herkner, " M obilfun kan lagen - Rechte der
Na chbarn und Kommunen", 3. Aufl. 2008, 133.

13 " Keine Pflicht der Gerichte zur Beweiserhebung bei Einhaltung der
Grenzwerte" ; BT-Dl's. 15/5415, 14 (zu Frage 23 einer parla mentari­
schen Anfrage 2005 ) zit . nach Herhner, 131.

14 [arass, BImSehG , 10. Aufl. 2013 , § .1 Rn . 25. M ir dem Begr iff der
Gefahr ist die objek tive Möglichkeit eines Scha dens bzw. einer Rechts­
gutverlerzung geme int (Feldhaus/Hansel ua, Immissio nsschut z, 2 . Aufl.,
Stan d Dez, 1990, § 3 BlmSchG Anm. 7).

15 Ol.G Dresden, NVwZ 2013, 1028 mir Krink von Budzinski, NVw Z
20 13, 988 .

16 BVer(C, Beschl. v. 28.2.1992 , N]\\7 1993, 254 (255); beispielha ft das
oberste israelische Gericht, das die Regieru ng mit Beweisbeschluss vom
18.7 .2013 zur landesweiten Feststellung alle r elektrosensi blen Kinder ­
unter Einzclbccidigu ng jedes einzelne n Ermitrlungss chrirts - verpfl ichte­
te, was zur umgehenden red uzierten Ne uregelung der Einführun g von
\X'- LAN an Schu len mit Erledigu ng des Klageverfahrens füh rte; htt p://
www.emfacrs.corn/Z0I3/07/thc-isracli-supreme-coun -ordered-rhe-israe­
li-governmem -ro-investigare-rhe-numb er-of-children-currendy-suffe­
rin g-from-ehs/.

17 So wö rtlich der VDE - Verba nd der Elektrotechnik, Elektroni k, Informa­
rion srechnik, im .Posirionspapier Mobilfunk und Cesundh eit'tvom Mä rz
2002, 10 - www.aerzteb latt .delv4/plus/down.asp?typ =PDF& id=894
und Diorenberger bestätigte im Auft rag der Arbei tsgruppe "Mobilfunk ­
an rennen des H EV Schweiz" : " Biologische und Gesund heitliche Wirku n­
gen vo n Mobilfunkstrahlung - Stand des Wissens -" v. '10.11.2004 - in
" fast allen" Studien W irkunge n au fden Schlaf (EEG).

18 Die Euro p. SCEN IHR meinte schon 2009 , 31: "The re IS sornc cvidc nce
rhar RF expos ure influences brain acrivitv as seen by EEG studics in
hum an s. Human studies also indicare rhe possibiliry of effects on sleep
and slcep EEG par ame rers." hnp:/Iec.europa.eulhealthlph _r isklcommit­
teesl04_scenihr/docs/scenih r_o_022.pdf - Dies isr nun durch NFP 57
aus reichend bestä tigt .

19 Vgl. NZZ, Wissen, v. 12 .5.2011 , .Handysrrahlu ng beeinflusst biologi­
sche Prozesse" ;.. "Stt<lngbriiche im Erbgut " .. "a ber nur indi rekt " ;
htt p.swww.nzz.ch/ nachrichten/hi mergrund/wi ssenschafclhandysrra h­
Jung-beein flum-biologische-prozesse-Ll 0553057 .

20 "Nach rigorosester Prüfung" , ww w.afsse t.f r/uploadlbi bliotheq ue/
964 73798 22792 147 1984690 1993881/Rappof,-Rf_20_ 151009J,puf.

21 Resolution der RCINIRP 20 11; Elccrrom agnetic Fields frcm M obile
Phones: Health Effecr on childr en and reenagers, http://www .st rahl ung ­
gra tis.de/dCbp_rnc nir p-resol lltio ll_201 1-05-25.pd f.

22 Cesund bcirsrcport von 20 13; hnp:l/www.bccde.ca/NRJrd onlyres/
9AE4404B-67FF-411E-81 B1-4 DB75846BF2F/OIR<'ld iofl'equencyT001­

k;U'4_06132013.pu[ (269 fI. u. 274 ).
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rnener Teilaspekr für einen \'Virkungsmechanismus23 für die
drei Störungen an Zellen (DNA), des Nervensystems (EEG)
und der Fertilität (Sperma) benannt , für die es heute gute
Belege gibt.

All das sind keine Einzelergebnisse, sondern a mtlic he Aus­
sagen und \'(Tarnungen aus mehrjährigen na tio nal en For­
schungsprogrammen od er umfa ssende n Auswert ungen des
gege nw ä rt igen Stands der Forschung. Selbst Vert reter der
Mobiifunkrechnologie?" stellen Zellschäden und Auswirkun­
gen auf das Nervensystem als solche nicht mehr in Abrede,
sondern led igl ich ihre "gesundhe itliche Relevan z" ,25

"Athermische biologische" Effekte hochfrequenter elektro­
magnetischer Strahlung des Mobilfunks kommen somir un­
bestrirten und vielfach belegr nicht nur oberhalb der Grenz­
werte (wie der BCH 2004 fälschlich meinte), sondern auch
unterhal b vor. Einer genauen Kenntnis des \Virkungsmecha­
nismu s bedar f es angesichts dieser im Ergebn is unbestre it­
baren Gewissheit nicht. Das gegenteilige Indiz ist widerlegt
und klägerisches Vorbringen zu Gefahren und Schäden be­
ruht nicht länger auf "Vermutungen" , Die gesund heitliche
Relevanz folgt schon prima facie aus der Art der Effekte
(Zellschäden, Einflüsse auf männliche Fertilität , Nervensys­
tem) sowie zahlreichen Berichten. In jedem Falle ist sie zudem
einer Beweiserhebung zugänglich.

IV. Gegen-Beweise?

1. Beweise der Harmlosigkeit fehlen, wären aber für ein
weiteres Besrreirenwollen der Gefahren unerlässlich.r '' Denn
was unstreitig biologisch wirkt, gefährdet tendenziell auch
die Gesundheit bis zum Beweise des . Gegenteils
(" Pess imismusprinzip") . Und diesen Beweis hätt en Regieru ng
und Betreiber zu führen. Die Beweislast kehrt damit der
Regel entsprechend zum Störer zurück, erst recht, weil sie im
Falle von § 906 I 2 BGB dort im Prinzip (BCH 2004 ) ver­
blieben war ? ? Für den Beweis der H a rmlosigkeit genügr
auch hier eine hinreichend hohe und sichere \X!ahrscheinlich­
keif; niemand verla ngt einen " un möglichen N ullbeweis" . Die
Beweisführung müsste allerdings auch "bloße" erhebliche
Belästigungen (zB Kopfschmerzen oder Schlafsrörungen) aus-,
schließen, weil diese für die Annahme der Umweltschädlich­
keit nach § 3 I BlmSchG ausreichen. Ebenso müsste sie be­
son dere, a nge blich günst ige, Umstä nde umfassen, beisp iels­
weise die Beha uptu ng, die Ergebni sse der Handyforschung
seien a uf die "viel schwächere" Stra hlung der Sende-M asten
nicht übertragbar.

2. Das Deursche Mobilfunkforschungsprogramm (DMF), auf
das sich Behörden und Gerichte berufen, vermag den Beweis
fehlender gesundheitlicher Auswirkungen nichr zu ersetzen.
Den n dieses Progr amm ist inso weit beweisunta uglich. Es an­
erkennt keine nicht-ther mischen " biologischen" Effekte (im
N iedrigdo sisbereich) unte rha lb der G renzwert e, wie sie nun­
mehr feststehen; es setzt sich desha lb auch mit deren gesund­
heitlicher Wirkung nicht auseinander. Es erfasst zudem zeit­
lich die spä teren Studien und die Ergebnisse an derer Strah len­
schurzbehorden und Institu tionen nach 2008 nicht mehr.2R

Da mit ist es in jede r H insicht überholt. Zudem wird es a ls
parreinah / " und wissenschaftlich man gelh aft eingesrufr' " und
sein offens icht liches Bemühen um Entwa rn ung wirkt von
"Wunschdenken " geprägt."

3. Die Regier ung bleibt entgegen der Erwartu ng der Gerichte
gegenü ber dem Fort schr itt der Er kenntnis un täti g. Die For­
schungsgemeinschaft Funk wurde schon zum 31.12.2009 auf­
gelöst und die den Stand der Forschung seither beobachtende
ForschungssteJle WIK zum 31.1.20 14 geschlossen. Einen ge-

richt sverwerrbaren Beweis der H arml osigkeit verm ögen sons­
tige aktualisierende Auskünfte der SSK (Strahlenschurzkom­
mission) oder des privaren Vereins ICNIRP (Internarional
Commission for Non-Ionizing Ra dia tion Prorect ion )32 nicht
zu erbringen. Sie halten am thermischen Dogma fest und
gehen w iederum a uf die neuesren Erkenntnisse nich t oder
jedenfalls nichr unbefangen ein. Das zeigr lerztlich die Behaup­
tung der Regierung, es gebe " nichts N eues,,33 und keine ein-

23 So nicht länger ablehnend eine Forschergruppe des der Mobilfunki ndus­
t rie eher nahestehenden Instimte of Elecrrical and Elecrronics Engmeers
(lEEE), Apollonia er al.. .Fcasibiliry for Microwaves Energy 10 Affecr
Biological Systems Via Nonthermal Mechanis ms: A Systemarie Ap­
proach", 2013; Digital Objecr Idenrifier 10 .1109n-MTI.
2013 .2250298.

24 .MMF-}.'Iobile Manufacrurers Forum, "Viewpoin t", ocrober 20 13;
http ://www .mmfai.org/publiddocslenglMM F%5 FViewpo int%5FSleep ­
Srudies%2Epdf.

25 MMF (o. Fn. 24 ): Den EEC-;-Effekt als "gesundheitlich irrelevant" ab ­
zutun (ohne seine Ursache zu kennen) - "vergleichbar mit dem Zu knci­
fen der Augen bei Blend wirkung" - übe rsieht die offenbar ernste Wir­
kung, wenn die Augen auch noch eine halbe Stunde nach Abschalten
des Lichts zugekniffe n blieben, wie es (vergleichsweise) bei der Fortdau­
er der EEG-Reaktion auch noch nach Beendigung der Funk best rahlung
der Fall ist. Ebenso ändert es nichts am Gesundheitsschaden. dass Zell­
schäden nur "indirekt" auftreten, zurual schwer reparierbare DNA­
Doppelstrangbrüche auftreten .

26 Vgl. Röös/i, ein Schweizer Forscher, der nicht als besonderer Mo bil­
funkkr itiker bekannt ist, im November 2011 auf der Internat ional
Scienrific Conference on E.MF and Healrh: ,,\'('ir bra uchen Belege da für,
dass es kein Risiko gibt - unzureichende Belege, die gegen ein Risiko
sprechen, reichen nicht aus;" WIK, DvIF-Spectrum 1/2012, S. 19; http ://
www. wik-emf.orglfileadminlEM F-Specn umlEinzelarr ikcl_20 12_1/SCE­
NlH R-WIK-EMF-Spectrum-1-2012 -low res.pdf. Dabei ist klar, dass die
Harmlosigkeit nur im Ausschlusswege "bewiesen" werden kann, dh
durch das Fehlen von Beweisen für signifikante Wirkungen .

27 So auch Herkner (0 . Fn. 12), S. 97 : " . . . bei begrunderen Anzeichen für
Risiken ... kippt die Beweislast zu den Betreibem " ..

28 $0 etwa die Feststellungen von Europarar, Europ . Umweltagentur und
Bioinitiative Group; .Rcport 200 7", Übersetzung der Kompetenzinitia­
tiv, S. 10: "In den letzten Jahren ko nnte jenseits jeden vern ünftigen
Zweifels nachgewiesen werden, dass biologische Wirkungen und einige
negative Gesundheitsfolgen bei wesentl ich niedr igeren H F- und NF-Ex­
posirionen auftreten, bei denen es auf keinen Fall zur Erwärm ung (... )
kommt" ; http ://www.kompetenzinitiat ive.net/d own Ioads/2009-3­
1O_ki_bioinitiative-report_zusa mmcnfass .pdf sowie AUVA-Reporr
2009 der ösrerreichischcn Unfal lversicherung, "Untersuchung arher ­
miseher Wirkungen elektro-magnetischer Felder im Mobilfunkbereich
(ATHE~'1) " , Ne. 47, S. 135/137, "Es kon nten in diesem Projekt eindeu­
tig reproduzierbare biolog ische Effekte von Mobilfu nkwellen auf kulti­
vierte Zellen gefunden werden .. . mir Zellstress"; hrrp.swww.auva .at/
mediaDBI5.5.5261_R47.pdf.

29 Symptomatisch die unterdrückten positiven Ergebnisse der Kinder- und
j ugcndsmdic im DMF, Blld~iIlSki, t\.TVwZ 2010, 1205 (1206) und be­
gleitende Äußerungen der Politiker : "Wir werden alles da für tun, was
uns Gort erlaubt, und auch manches, was er verbietet, um diese Innova­
tion voranzubringen'', so der bay. Minister E. Huber auf einem Kon­
gress in MÜnchen am 15.10 .2002 im Interview mit der Zeitung "Die
Welt"j RD M-Infor matio nsdienst 512003j zir. nach Herkner (0 . Fn. 12),
123. Hinzu kommt die hälftige Finanz ierung durch die Mobitfunki ndus­
trie.

30 Vgl. ua die Dokumentarion der Kompetenzinit iative von 2011, Hefr 5,
"St rahlenschutz im Widerspruch zur Wissenschaft", Teil H, Prof.
Ad/kafer (ehern. Leiter der sog Reflex-Studie), "Wissenschaft liche Fehl­
leistungen im Deutschen Mobilfunkforschutlgsprogramm"; brtp.swww.
kom perenzinitiarivc.ncr/assc rs/ki_heft-5_web.pd f.

31 Ad/kofer (ehemals Leiter der sog Reflex-Studie), " Die Entwarnung des
DM F beru ht auf Wu nschdenken" , Heft 3 der Kompercnzinitiati ve,
2008, 6 ff.; hnp:llKompetenzinitiative.netibroschuerenreihe/wie-emp­
findIich-reagieren-die-gene/index.hrml.

32 Die ICl\.TTRP ist ein gemeinnütziger sich selbst verwaltende r Forschungs­
verein in Mü nchen mit \"'(lissenschafrlern aus verschiedenen Ländern,
der in Bürogemeinschaft mit dem Bundesamt für Strahl enschurz unter­
geb rach t ist . Ihm gehören in Personalun ion zwei Mita rbeiter des Bun­
desamts für Strahlenschutz an, von denen einer sein (Vize-H'rasidenr ist
(BT-Drs . 14/7907 v. 18.12.2001 ). Der Verein war vor allem unter
seinem früheren Präsidenten u. Vizepräsidenren, Bemhard, der zugleich
leitend beim Bundesamt für Strahlensc hutz oder im Wechsel in der
Strahlenschutzkommission tätig wa r, maßge blich an de r Entwicklung
und Einführung der heutigen Grenzwe rte beteiligt. Sein Vorgä nger,
Repacholi,wurde in der WHü für dieses Gebiet zuständig. Die Grenz­
werte werden auch heute noch kompromisslos verteidig t.

33 Bndzineki, NVwZ 2013 , 404 .
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zige belastbare Stud ie, besonders nicht zu Beeimrächrigungen
männlicher Fruchtbark eit (SSK).34

Das Reprodu ktionssysrem ist indessen ein zentra ler Public
Health-Aspekr, der auch Art. 20 a GG berührt. Besonders
empfindlich wirkt es offenbar schon bei geringer Bestrahlung
als ein zuverlässiges .Frühwarnsysrern" , das nicht übersehen
werden darf. Umso bedenklicher erscheint die Untärigkeit der
Behörden. Das Bundesamt fü r Strahlenschurz (BfS) hat nun
zu Mobil funk und männlicher Fertilität Stellung genommen.
Ob diese (entwarnende) Übersichtsarbeit ("Beeinträchtigen
e1ektrnm a§netische Felder von Handys die männliche Frucht­
barkeit?") 5 einer genauen wissenschaftlichen Überprüfung
standhält, ist fraglich (wie schon bei allgemeiner Betrachtung
und Prüfung der Schlüssigkeit zu erkennen ist). Es bedürfte
deshalb einer vorgängigen Beweisaufnahme, sollte diese kur­
ze Analyse tragendes Element in einer gerichtlichen Entschei­
dung für die Behauptun g sein, es gebe "keine einzige belast­
bare Studie zu männlicher Fertilität36 bzw, überhaupt keine
gesundheitsbedenkliche Mobilfunkstudie."

V. Keine einzige belastbare Fertilitätsstudie?

1. Eingangs werden fiinf epidemiologische Studien arn Men­
schen analysiert, die übereinstimmend ergaben, dass häufige
Handynutzung mit verminderter männ licher Fruchtbarkeit
einhergeht. Dieser Zusammenhang sei aber eher auf diverse
"Begleitfaktoren" (Alter, Stress, Alkoholkonsum erc.) zu­
rückzuführen. meint die Autot in. Offenbar sollten die Studi­
en hier aber nur das gerne angeführte Argument bestätigen,
die Bevölkerung werde ja t rot z häufiger Hand ynutzung gar
nicht krank37

- auch nicht in Bezug auf das Thema Frucht­
barkeit.

Z ieht man dieses Studienziel in Betracht, so sind die fünf
epidemiologischen Studien zur männlichen Fruchtbarkeit
sämtlich gescheitert, weil sie Beeinträchtigungen/Schädigun­
gen bei intensiver Handynutzung feststellten. Das spricht ­
auch ohne kausalen Nachweis - für einen nachteiligen Ef­
fekt.

2. Des \Veiteren werden "methodische Mängel" angeführt,
die "einige" Studien sowie sogar "mehr als die Hälfte der 30
Tiersrudien" beträfen: Es seien - nach Meinung des BfS un­
zulässigerweise - auch normale "kommerzielle" Handys als
Strah lenquelle benutzt worden. \'(Ienig später verwickelt sich
die Aurorin jedoch in \(Iidersprüche, wenn sie Handys (zB
auch im DMF) als besonders "realistische" Tesrgeräte her­
vorhebt. In der Tat leuehret eher ein, dass Forschungsergeb­
nisse ohne den Einsatz "kommerzieller" Endgerä te (Handys)
sogar als unrealistisch und nicht Übertragba r abq ualifiziert
werden könnren.3S

3. Das BfS nimmt pauschal viele Studien nicht ernst, weil die
Effek te "s ehr variabel " seien und manchmal "sogar" \Xli r­
kungen in entgegengesetzte Richtungen (positive Wirkungen)
beobachtet wurden3 9 Offensichtlich muss der Körper bei
Stress und folglich auch bei Mobilfunkexposition gegenregu­
lieren. Und da bei kann der Organismus über- oder unter­
steuern, aber auch die Mitte finden, was ohne \Veiteres schon
denklogisch "gegenläufige" oder " keineI' Ergebnisse erklärt.

4. Dass HF-Strahlung des Mobilfunks im Organismus Stress
erzeugt, wird inzwischen von fachlicher Seite im Zusammen­
hang mit Zellschäden und neurologischen Störungen so häu­
fig berichtet, dass auch Zusammenhänge mit Ferrilitarspro­
blemen nicht unplausibel sind. In diesem Zusammenhang ist
die Übersichtsarbeit von La Vigilem und Mirarbeitern her­
vorzuheben. Die Autoren schlussfolgern, dass - basierend auf
den Ergebnissen von Tier- und Humanexperimenten - "ex-

positionsbedingter oxidativer Stress" zu "Li.ftid- und DNA­
Schäden an Spermien-Membran en:' fü hrt. 0 Und weiter:
"These abnorrnalities seem to be directly relared to the dura­
tion of mobile phone use." Dieses Ergebnis der fachlichen
Bewertung erschien immerhin in der offiziellen Zeitschrift der
American Society of Andro/ogy und der Europ eon Academy
of Andrology. Eine Auseinandersetzung mit diesem Beitrag
findet sich im BfS-Artikel nicht.

5 . Der BfS-Report beklagt weiter die "äußerst mangelhafte
Qualität" der mittlerweile aus " Indien, Saudi-Arabien und
der Türkei" stammenden Studien im Gegensatz zur hiesigen
"guten \X/issenschaft" , bleibt aber eine detaillierte Bewertung ,-­
schuldig. Diese angeblich schwere Mangelhafrigkeit allein
dam it zu begründen, dass einige der Studien Anrioxidanrien
zum indirekten Nachweis für expositionsbedingten oxidari­
ven Zell-Stress benut zt hät ten, ist nicht nachzuvollziehen. Es
handelt sich im Prinzip doch um eine gängige wissenschaftli­
che Herangehensweise.

6. Die Behauptung schließlich, viele dieser Studien von
..schlechter Qualität " hätten "anscheinend nur die norma le
physiologische Variabi lität" und "nicht den tatsächlichen
Einfluss hochfrequenter elektromagnetischer Felder auf die
Fruchtbarkeit untersucht", stellt zweifelsohne und in jeder
Hinsicht den Höhepunkt der Arbeit dar. Die Autor in behaup­
tet damit nichts Anderes, als dass selbst peer reviewed und
Studie für Studie ermirrelre streng signifikante Ergebnisse sich
in vielen Fällen lediglich im Rahmen nat ürlicher Schwankem­
gen bewegt hätten, also eigentlich nicht-signifikant waren.
Das findet in der Studienana lyse des BfS keine Sturze LInd
wirkt einmal mehr von Wunschdenken geprägt.

VI. Schlussfolgerungen

I. Die Wa rnung bzw. die Mahn ung zur Vorsorge der kana­
dischen Gesundheitsbehörde (B. c. ) vor Schäden der männ­
lichen Fertilität wird nicht ernstlich angefochten und belegr
ein Gesundheitsrisiko bzw. eine Gesundheitsgefahr . Sie er­
gänzt in Verbindung mit oxidarivcm Stress wirkungsvoll die
Krebswarnung der WHOIlARC von 2011.4 1 Selbst ohne

34 Pro f. Carotine Herr für d ie SSK an lässlich der Anhöru ng im Bay. land­
tag, Ausschu ss für Umwelt und Verbraucherschutz, 73 . Sitzung v. 5.7.
2012 , Pror., S. 34: "Esgibt keine Studie ... die das aufgezeigt har ... "

35 Dr. Blallka Pophoh Bundesamt für Strahl enschutz, UMlD 04 2013;
http://w\.."w.umwcltbllndeiaml.de/silesldefauh/fileslmedien/360/publika~

rionen/umid_04_20 13j nrernc r...,gesamr.pdf.
36 Bis zu 89 positive Studien listere allgemein zur Fruchrbarkeir eine arne­

rikanischc lniriar ive auf: hnp:llwww.main ecoalir ion{osropsmarlllleters.
orglwp-conrentluploads/20 13/041EV3-Reproductivc-Sysrcm-Sperrn-Re-
vised-li sr-2-18-13-PUC-25 1.pdf. ,

37 Was insgesam t nicht stimmt; s. BI/dzillski, Nu R 2013, 6 13 (620;
Fn. 94 H.): Verdo ppelung von Volkskrankheuen.

38 Die zitierte schwedische Strahlenschurzbehörde SSM vermisst sogar
H andy-Expcrimenrc; hrtp:/Iwww.srralsakerhersmyndighetCll.sc/Glo baV
l'u blikat ionerlRapportlSrralskydd/20 13/SSM-Rapporr-2013- 19.pdf,
S. 73 : " Exposure [0 the resris might be more relevant wh en rhe phon e is
carried in rhc pockct dur ing travelJing (Urbillello and Roosfi, 20 12), bur
a sysremaricexposurc cvaluaticn of rhis ccnrexr is still missing.,.

39 Das ga b es bereits im D~IF (Projekt B I, Melaronin): Die Melaronin­
wet te erh öhten ode r verminderten sich - je nac h Pulsung - bei gleichem
Energiccinrrag, was zugleich eine non- thermale Witk ung beweisen
kann; Stellungnahme der SSK, verabschiedet in der 223. Sitzung der
Strahlenschurzkommission am 13.5.2008, S. 8-12; www.bmu.delfilesl
pdfs/:1 l1gcmeinlapplicarion/pd fldmCabschlu ss_ssk.pdf .

40 SandrotLovignera er. :11., "Effecrs of rhe Exposure ro Mobile Pboncs on
Male Reproduction: A Review of thc l .ircmrurc '', 2. 1.2013 , American
Socicry of Andrology 2012; http://onlinelibrar )'.wilc)'.com/doil I0,2164/
jandr ol. l l l .0 14373/full.

41 Die gtgcn diese Warnung erhobenen Zwe ifel sind im neucsrcn Rcpon
der franz ösischen Srrablcnschutxbchö rdc vom Oktober 20 13 fakt isch
zurückgewiesen worden: "The findings of rhis expert appraisal are
therefore consistcnr wirh the classificario n ... by rhe IARC as ,.poss ibl)'
C:1 rcinogenic" ... ; http://www.3nses_fr/enlcon telltlan ses-issues-r<<om­
mend3 tions-limitin g-exp osure -radiofrequencies.
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HermsiRichter, Anlagenbegriff im EEG

Berücksichtigung der zudem unstrirtigen Effekre auf das Ner­
vensys tem42 wä re damit das gesetzliche Indiz für die Harmlo­
sigkeit von Mobilfunk in § 906 J 2 BGB widerlegt.

2. Behörden un d Geri chte haben künftig von einer genere llen
Umwelt- bzw. Gesundheitsschädlichkeit dieser riachgewiese­
nen biologischen Wirkungen von Mobilfunk-Strahlung aus­
zugehen (§ 3 J BlmSchG) - oder Beweise für das Gegenteil zu
verlangen oder zu erheben, Da s Bundesam t für Stra hlen­
schutz , die Srrahlenschutzko mmission lind wei tere für die
Grenzw crtfesrsctzung mit verantwortliche Behörden un d In­
srirurionen erscheinen dabei allein nicht länger geeignet, als
einzige "anerkannte Stellen" zu einer solchen Beweisaufnah­
me oder zur letztverbindl ichen Ausk unft heran gezogen zu
wcrden.43

3, Die hiernach unhaltbare Behauptung, es gebe Überhaupt
keine belastbaren Studien für gesundheitliche Gefahren des
Mobilfunks.i" legt es nahe, dass Um welto rga nisa tion en un­
terlassene Schutz- und Vorsorgemaßnahmen für d ie Bevölke­
rung verbandsmäßig einklagen und Art. 20 a GG als Garant
verlässlicher Schutzpolitik umfassend gepr üft wird, Falsche
oder irreführende amtliche Äußerungen, die die Gesundheir

gefä hr den, mü ssten Um weltverb ände wie auch betroffene
Forscher zudem schon im Vorfeld zur Wahru ng der W isse n­
scha ftlichk eit vo n Risikowahrn ehmung un d -managemenr
richtigstelIen lassen können.

4. Obergerichte müssten schwerpunktmäßig mit naturwissen ­
scha ftl ich fachk undigen Beisitzern (zB mir Befähi gu ng zum
Pat entanwa lt) au sgestattet we rden. •

42 Die Behauptung, es handele sich nicht um echte "organische Störungen"
(vgl. etwa Koch, NVw Z 2013, 251 [252; Fn. 8]), wird schon durch die
Fortdauer der EEG-Veränderung lange Überdie Beendigung der Exposi­
rion hinaus (Keuenreaktionen) widerlegt (s. auch Fn. 25 ).

43 Nicht zu vergessen ist insoweit die Kritik des Wissenschaftsrats 2006 an
der Kompetenz des Bundesamts für Strah lenschutz während der Atom­
disknssion, auch mit einem Seitenblick auf d ie nicht-ionisierende Strah ­
lung: Ohn e Ände rung könn e auch in Zu kunft keine "o bjektive Polit ik­
bera tung gewährl eistet" werden. FAZ Nr. 199 v. 26 .8.200 8, S. 1 und
hu p:/lwww.bvmw .de/fileadminldownloadIDFN1WMitreistandslexikonl
ßundcsamtSrrahlcnschurz.doc, "Alles Lug und Trug" , meinte 2009 der
Bundesumw cltm inisrcr, Gabriel, http://www.bmu.dclbmu/presse-reden/
pressemitteilungenlpmlarti keUgabrie1-50-jahre-acomforum-ein-haIbes-
jahrhunderr-lug-und-rrug/,

44 Unterhalb der Grenzwerte der 26. BIrnSchV (§ 2 mir Anlage: Hoch­
frequenz).

Zur Rechtsprechung

Rechtsanwältin Dr. Manuela Herms und Rechtsanwalt Dr. Christoph Richter *

Urteil des BGH zum Anlagenbegriff im EEG - Weder Fisch noch Fleisch

zur vergütungsseitigen Addition mehrerer Anlagen in das
Gesetz a ufgcnomrncn .' Im EEG 2009 ist d ie Anla genzusam­
menfassun g da nn - inhaltl ich zum Teil erheblich geä ndert 6

­

in den § 19 J EEG 2009 überfuhrt worden. Nach dieser
Vorschr ift kommt eine Anlagenzusamme nfass ung zu Ver ­
gütungszwecken vor allem da nn in Betracht, wen n sich die
frag lichen Anlagen in unm itte lbarer räumlicher N ä he zu­
eina nder bzw. a uf demselb en Grundstü ck befi nd en und in­
nerhalb von zw ölf aufeinanderfo~enden Kale ndermo naten
in Betrieb gesetzt worden sind. Insbesondere da s letzt­
gena nnte, zeirliche Zusa mmenfassungskriter ium führte in
der Praxis dazu, dass Anlagenbetreiber nach Ablauf der
Z wölfmonat sfri st bestehende Anlage n um ein od er mehrere
BH KW erweiterten und da nn vom zus tä ndige n Ne rzberrei­
ber für diese BHKW eine eigenständig zu- ermittelnde Ver-

I. Problemaufriss und BGH-Urteil

Eine Anlage, oder doch zwei oder mehr Anlagen? Diese auf
den ersten Blick recht banal klingende - und zugegebener­
maßen leiehr verkürzt dargestellte - Frage beschäftigte in
den letzren vier Jahren wie kaum ein anderes Problem die
Erneuerbare-Ene rg ien-Bra nche und insbe sondere den Bio­
gass ekto r. Seit der N ove llierung des Ern euer bare-Energ ien­
Gesetzes zum 1. 1.2009 1 wa r nämlich heftigst um stritten ,
wie in rechtlicher H insicht mit so lchen Fallkonstellationen
umzugehen ist, bei den en mehrere Stromerzeugun gseinh eiten
bestimmte, fiir den Anlagenberrieb erforderliche Komponen­
ten geme insam nutzen; w ie viele Anlagen a lso vorliegen,
we nn etw a zwe i Blockheizkr aftwerke2 da s zu r Vers rromung
benö tigte Biogas aus derselben Biogaserzeugungseinrich tu ng
beziehen .

Dass es sich hierbe i nicht um eine bloß a rithme tische Fra­
ges tellung ha ndelt, w ird schnell klar, we nn man sich mit den
Einzelheiten der Vergütung von Erneuerbare-Energien-Anla­
gen und insbesondere von Biogasanlagen befasst. Nach den
Vorgaben des § 27EEG 2009 ist die Vergütung fur Strom
aus Biom asseanlagen nämli ch nach Leistungssru fen gestaf­
felt. Um einen wirrschaftliehen Anlagenbetrieb auch kleine­
rer Anlage zu gewahrleisten.:' fallen die Vergütungssatze in
den unteren Leisrungsstufen höher au s, a ls in den oberen .
Dies hat aber gleichsam spiegelbildlich zur Folge, dass für
Anlage nbet reiber durcha us ein nicht unerh eb licher wirt­
schaftlicher Anreiz besteht, eine einheitl iche Anlage nleistung
im Rahmen des rechnologisch Möglichen auf mehrere kleine
Module aufzuteilen." Diese Gefahr hat der Gesetzgeber
schon früh erkannt und bereits im EEG 2004 eine Vorschrift
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Die Autoren sind als Rechtsanwälte bei der auf das Recht der Erneuer­
baren Energien spezialisierten MASLATON Rechrsanwalrsgesellschafr
mbH aus Leipzig tätig. - Besprechung von BCH, Urr. v. 23.10.2013 ­
VIII ZR 262112, NVwZ 2014, 313.
Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerba re-Energien­
Gesetz) v. 25 .8.2008 (BGBI. 1, 2074) - nachfolgend: EEG 2009.
Nac hfolgend: ßHKW.
Vgl. etwa BT-Drs. 15/2864, 39 f.
Umfassend 7.U dieser Problematik Richter, Der Begriff der Anlage im
Umwe lt- und Energierecht. Diss. 2012, 132 H.
Im EEG 2004 fand sich in § 3 II 2 eine Addit ionsvorschri ft. Vgl. hierzu
Richter (0 . Fn. 4), 132 ff.
Vgl. hierzu Richter, NV",Z 2010, 1007.
§ 19 lEEG 2009 cnrhälr vier Zusammenfassungsvoraussetzungen, U
kumulativ vorliegen müssen, damit eine verg ütungsse itige Addition
startfinden kan n, Vgl. statt vieler So/je, EEG-Kommemar , 5. Aufl. 2()(1"l_
§ 19 Rn. 9, sowie Richter (0. Fll.4 ), 138. Die Vora ussetzungen ~
Nm . 2 und 3 des § 19 l EEG 2009 sind im Regelfall unp roblematisch.


